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EU-Bürgerinnen und Bürger dürfen 
in jedem anderen EU-Mitgliedstaat 
arbeiten, ohne dafür eine 
Arbeitserlaubnis zu benötigen.

EU-Bürgerinnen und Bürger, die 
in einem anderen EU-Staat leben, 
können dort, wo sie leben, bei 
Kommunal- und Europawahlen wählen 
oder gewählt werden. Zum Beispiel 
kann eine Griechin, die in Berlin lebt, 
dort zur Bürgermeisterin  
gewählt werden.

Alle fünf Jahre wählen die  
EU-Bürgerinnen und Bürger ihre 
Vertreter im Europäischen Parlament 
direkt. Die nächsten Wahlen finden 
2029 statt.
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EU-Bürgerinnen und Bürger können 
frei in der gesamten EU reisen.

In der EU kann man seine 
Meinung äußern, ohne Angst vor 
Freiheitsstrafen haben zu müssen. 
Das ist unsere Meinungsfreiheit. 
Nur Hassreden, die dazu aufrufen, 
andere Menschengruppen zu 
schädigen, sind nicht erlaubt.

EU-Bürgerinitiative: Wenn eine 
Million EU-Bürgerinnen und Bürger 
in mindestens sieben verschiedenen 
Staaten eine Petition unterzeichnen, 
können sie damit die Europäische 
Kommission auffordern, einen 
Gesetzesvorschlag zu erstellen.

Unternehmen dürfen keine 
persönlichen Daten sammeln,  
außer unter strengen Bedingungen. 
Das ist unser Recht auf Privatsphäre 
und Datenschutz.

Die weniger wohlhabenden 
Regionen in der EU erhalten 
zusätzliche finanzielle Unterstützung.
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Das Europäische Parlament führt 
Wahlbeobachtungen in Nicht-
EU-Staaten durch, um freie und 
gerechte Wahlen zu fördern, zum 
Beispiel in Ägypten oder der 
Ukraine.
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Die EU-Mitgliedstaaten haben vereinbart, 
sich gegenseitig zu helfen, wenn einer 
von ihnen von Terroranschlägen, 
Naturkatastrophen oder von Menschen 
verursachten Katastrophen betroffen  
ist. Diese Bestimmung wurde nach  
den Anschlägen in Paris 2015  
erstmalig angewandt.

EU-Bürgerinnen und Bürger, die in 
einem EU-Mitgliedstaat studieren, 
zahlen dieselben Studiengebühren 
wie Studierende aus diesem Land. 
Zum Beispiel bezahlen italienische 
Studierende, die in Paris studieren, 
exakt dieselben Gebühren  
wie französische Bürger.

Jedes Jahr macht das Europäische 
Parlament auf den Internationalen 
Frauentag (8. März) aufmerksam und 
feiert ihn, um die Gleichstellung der 
Geschlechter zu fördern.

Der Europäische Fonds für die 
Anpassung an die Globalisierung hilft 
Menschen, einen neuen Arbeitsplatz 
oder eine Berufsausbildung zu finden, 
wenn sie infolge der Globalisierung 
(z. B. Verlagerung des Unternehmens 
in ein Niedriglohnland) ihren 
Arbeistplatz verloren haben.

Wenn ein Kind geboren oder 
adoptiert wird, haben beide 
Elternteile Anrecht auf mindestens 
vier Monate Elternzeit, um sich um 
das Kind zu kümmern.

Alle Opfer und Tatverdächtigen 
haben in der EU das Recht 
auf ein faires Verfahren. Alle 
Tatverdächtigen gelten als 
unschuldig, bis ihnen vor Gericht  
die Schuld nachgewiesen wurde.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten 
zusammen sind weltweit die größten 
Geber von Entwicklungshilfe.

In der EU sind die Bürgerinnen und 
Bürger davor geschützt, dass ihnen 
aufgrund ihrer sexuellen Ausrichtung 
ein Arbeitsplatz verwehrt oder 
gekündigt wird.

Opfer und Verdächtige eines 
Verbrechens oder Unfalls müssen 
über das Rechtsverfahren in einer 
Sprache informiert werden, die sie 
verstehen. Diese Dienstleistung wird 
von dem Mitgliedstaat bezahlt, in 
dem das Verfahren stattfindet.
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EU-Mitgliedstaaten, die das 
Rechtsstaatsprinzip nicht beachten, 
erhalten eine Warnung, eine 
Sanktion oder werden zeitweise von 
Entscheidungsprozessen der EU 
ausgeschlossen.

Die EU verfügt über eine/n 
Sonderbeauftragte/n für 
Menschenrechte. Seine/Ihre 
Aufgabe besteht in der 
Verbesserung der 
Menschenrechtspolitik der  
EU im Ausland.

Man darf seine Religion oder seinen 
Glauben frei ausüben oder wechseln.

Die EU-Mitgliedstaaten müssen 
die Regeln und Vorschriften der EU 
beachten. Andernfalls können sie 
vor den Europäischen Gerichtshof 
gebracht werden.

Einmal monatlich hält das 
Europäische Parlament eine 
Debatte über offenkundige 
Verletzungen der Menschenrechte 
weltweit ab. Damit macht es auf 
Menschenrechtsverletzungen 
aufmerksam.

Die EU unterstützt 
zivilgesellschaftliche Organisationen, 
die im Bereich Gleichberechtigung 
und Nichtdiskriminierung arbeiten, 
mit Fördergeldern.

Das Europäische Parlament 
verleiht den Sacharow-Preis an 
Personen weltweit, die einen 
außergewöhnlichen Beitrag zur 
Verteidigung der Menschenrechte 
leisten.

Alle EU-Mitgliedstaaten müssen 
die Europäische Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte 
unterzeichnen.

Die EU-Mitgliedstaaten müssen 
Hassreden aufgrund von Hautfarbe, 
Geschlecht, Religion oder 
Nationalität in Fernsehprogrammen 
bekämpfen.
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Die Medien müssen die Gesellschaft 
in all ihren Ausprägungen darstellen. 
Mit dem Medienpluralismus-Monitor 
der EU wird geprüft, ob dies der Fall 
ist.

Alle Asylsuchenden in der EU haben 
Anrecht auf Obdach, Nahrung und 
Gesundheitsdienste, während ihr 
Asylantrag läuft.

Die Todesstrafe ist in allen  
EU-Staaten verboten.

Kinderarbeit, Sklaverei und 
Ausbeutung von Arbeitskraft sind  
in der EU verboten.

Folter ist in allen EU-Staaten 
verboten.
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Du kannst in der EU deine Meinung 
frei äußern, aber Hassreden sind nicht 
erlaubt.

Unternehmen dürfen ohne Erlaubnis 
Daten sammeln.

Es gibt keine direkten Wahlen für die 
Organe der Europäischen Union.

Als EU-Bürger/in, der/die in einem 
anderen EU-Staat lebt, kannst du, dort 
wo du lebst, bei Europawahlen wählen 
oder gewählt werden.

Die Europäische Union hat keine 
Regelungen zum Elternurlaub.

Du kannst nur dann in einem anderen 
EU-Staat arbeiten, wenn du eine 
Arbeitserlaubnis hast.

EU-Bürger können frei in der 
gesamten EU reisen.

EU-Bürger können keine neue 
Gesetzgebung auf EU-Ebene 
vorschlagen.

Das Europäische Parlament 
beobachtet Wahlen in Ländern 
außerhalb der EU, um freie und faire 
Wahlen zu fördern.

Jeder EU-Mitgliedstaat muss die 
Europäische Konvention zum Schutze 
der Menschenrechte unterzeichnet 
haben.
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 Unternehmen dürfen keine persönlichen Daten 
sammeln, außer unter strengen Bedingungen.

FALSCH 
Seit 1979 wählen die EU-Bürgerinnen und -Bürger alle  

5 Jahre in Direktwahl ein neues Europäisches Parlament.

FALSCH 

Die EU sichert jedem Elternteil  
mindestens vier Monate Elternurlaub zu.

FALSCH 
Alle EU-Bürger dürfen in jedem anderen EU-Land 

arbeiten, ohne dafür eine Arbeitserlaubnis zu benötigen.

FALSCH
Mit der EU-Bürgerinitiative können die Bürgerinnen und 
Bürger der EU die Europäische Kommission auffordern, 

neue Rechtsvorschriften zu erlassen.
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Wenn EU-Bürger in einem anderen  
EU-Staat studieren, bezahlen sie 10 % 
mehr als Studierende aus diesem Staat.

Opfer eines Verbrechens oder Unfalls 
müssen über das Rechtsverfahren in einer 
Sprache informiert werden, die sie verstehen. 
Verdächtigen steht dieses Recht nicht zu.

Wenn ein EU-Mitgliedstaat die 
Grundrechte der EU verletzt, wird er 
aus der EU ausgeschlossen.

Die weniger wohlhabenden Regionen 
in der EU erhalten zusätzliche 
finanzielle Unterstützung.

Wenn in einem EU-Mitgliedstaat ein 
terroristischer Anschlag passiert, 
helfen die anderen Mitgliedstaaten 
dem betroffenen Land.

In der EU sind die Bürger davor 
geschützt, dass ihnen aufgrund ihrer 
sexuellen Ausrichtung ein Arbeitsplatz 
verwehrt oder gekündigt wird.

Wenn ein EU-Mitgliedstaat die  
EU-Gesetze missachtet, kann er vom 
Europäischen Gerichtshof verurteilt 
werden.

Alle Opfer und Tatverdächtigen haben 
in der EU das Recht auf ein faires 
Verfahren.

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind 
weltweit die zweitgrößten Geber von 
Entwicklungshilfe nach den USA.

Der Europäische Fonds für die Anpassung 
an die Globalisierung unterstützt 
Unternehmen, die in mindestens einem 
EU-Mitgliedstaat ein Büro haben.
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EU-Bürger bezahlen dieselben Studiengebühren  
wie Studierende aus dem Staat.

FALSCH 
Sowohl Opfer als auch Verdächtige haben das Recht,  

in einer Sprache informiert zu werden, die sie verstehen.
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Das Land erhält eine Warnung, eine Sanktion oder 
 wird zeitweise von Entscheidungsprozessen der  

EU ausgeschlossen.
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       Zusammen sind sie die weltweit  
größten Geber von Entwicklungshilfe.

FALSCH 
Dieser Fonds hilft Menschen einen neuen Arbeitsplatz zu finden, wenn 
sie infolge der Globalisierung ihren Arbeitsplatz verloren haben, z. B. 

wenn das Unternehmen in ein Niedriglohnland verlagert wurde.
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In der EU ist es nicht möglich, die 
Religion zu wechseln.

Hassreden in Fernsehprogrammen 
sind in einigen EU-Ländern akzeptiert.

Alle Asylsuchenden in der EU haben 
während ihres Asylverfahrens 
Anrecht auf Obdach, Nahrung und 
Gesundheitsdienste.

Folter ist in allen EU-Staaten verboten.

Der Sacharow-Preis wird an Menschen 
verliehen, die die Zusammenarbeit der 
EU fördern.

Der Medienpluralismus-Monitor stellt 
sicher, dass die Medien in der EU die 
Gesellschaft in all ihren Ausprägungen 
darstellen.

In einigen EU-Staaten ist die 
Todesstrafe noch erlaubt.

Kinderarbeit ist nicht erstrebenswert, 
aber trotzdem in einigen EU-Staaten 
erlaubt.

Das Europäische Parlament 
hält nur Debatten zu Fällen von 
Menschenrechtsverletzungen, die in 
der Europäischen Union vorkommen.

Die EU verfügt über eine/n 
Sonderbeauftragte/n für 
Menschenrechte.

FALSCH 

Du darfst deine Religion oder deinen  
Glauben ausüben oder wechseln.

FALSCH 
Hassreden aufgrund von Hautfarbe, Geschlecht, Religion  

oder Nationalität müssen in allen EU-Mitgliedstaaten  
in Fernsehprogrammen bekämpft werden.

FALSCH 

Der Sacharow-Preis wird an Personen verliehen,  
die die Menschenrechte verteidigen.

FALSCH 

Die Todesstrafe ist in allen EU-Staaten verboten.

FALSCH

Kinderarbeit ist in allen Mitgliedstaaten der EU 
verboten.

FALSCH 

Das Europäische Parlament hält Debatten über Fälle 
von Menschenrechtsverletzungen weltweit.

WAHR

WAHR

WAHR

WAHR



Werte Was denke ich? Priorität für  
die EU?

Demokratie Demokratie definiert sich als System der 
Regierung durch das Volk, in der Regel 
durch gewählte Vertreterinnen  
und Vertreter. 

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Freiheit Wir haben die Freiheit, zu handeln, wie 
wir wollen und zu sagen und zu denken, 
was wir wollen. Freiheit bedeutet auch, 
nicht inhaftiert oder versklavt zu werden. 

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Solidarität Wir sind alle miteinander verbunden und 
füreinander verantwortlich. Solidarität 
ist die gegenseitige Unterstützung 
innerhalb einer Gruppe. 

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Gleichstellung Alle haben den gleichen Status, die 
gleichen Rechte (vor dem Gesetz) und 
die gleichen Möglichkeiten. 

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Justiz und Rechts-
staatlichkeit

Alle Personen und Institutionen 
unterliegen klaren und gerechten 
Gesetzen, welche fair angewandt und 
umgesetzt werden, und sind ihnen 
gegenüber verantwortlich. 

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Achtung der 
Menschenrechte

Bei den Menschenrechten handelt es sich 
um grundlegende Rechte und Freiheiten, 
die jeder Mensch auf der Welt genießt. 
Sie müssen stets geachtet und geschützt 
werden.

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Toleranz und 
Pluralismus

Wir akzeptieren und respektieren 
unterschiedliche Meinungen und 
Verhaltensweisen in der Gesellschaft, 
einschließlich diejenigen, die uns 
missfallen oder denen wir nicht 
zustimmen.

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

Achtung der 
Menschenwürde

Die physische und psychische Integrität 
von Personen muss stets geachtet 
werden.

STIMME ZU/
STIMME 
NICHT ZU

ARBEITSBLATT

PERSÖNLICHE WERTE-LANDSCHAFT
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